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diesem übergeordneten Organs mit der Durchführung 
der Bedarfsermittlung zu beauftragen.

(4) Die Belieferung der gesellschaftlichen Bedarfsträ­
ger erfolgt durch den örtlich und fachlich zuständigen 
Großhandel bzw., wenn die Voraussetzungen hierfür ge­
geben sind, im Direktbezug. Sind die angeforderten Er­
zeugnisse kontingentiert, richtet sich die Verteilung und 
der Bezug nach den Bestimmungen über die Verteilung, 
den Bezug und die Lieferung von Materialien.

§ 3
(1) Der Einkauf durch gesell schaffliehe Bedarfsträger 

aus den für die Bevölkerung bereitgestellten Kontin­
genten darf in folgenden Fällen im Groß- oder Einzel­
handel erfolgen:

a) Bekleidung für Personen in Kinder-, Sozial- und 
Pflegeheimen sowie Jugendwerkhöfen, sofern die­
sen Institutionen die Sorgepflicht obliegt,

b) Sachspenden aus Solidaritätsmitteln,
c) genehmigte öffentliche Tombolen und Sachlolte- 

rien,
d) Arbeits- und Berufskleidung.
(2) Der Bezug gemäß Abs. 1 Buchst, а ist im Rahmen 

der planmäßigen Mittel zulässig.
(3) Für den Bezug gemäß Abs. 1 Buchst, b ist die Ge­

nehmigung des Ministers für Handel und Versorgung 
erforderlich.

(4) Für den Bezug gemäß Abs. 1 Buchst, c sind ent­
sprechende Anträge

a) für im Kreismaßstab durchzuführende Veranstal­
tungen beim Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Rates des Kreises für Handel und Versorgung,

b) für im Bezirksmaßstab durchzuführende Veran­
staltungen beim Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Rates des Bezirkes für Handel und Versor­
gung,

c) für im Republikmaßstab durchzuführende Veran­
staltungen beim Minister für Handel und Ver­
sorgung

zu stellen, die im Rahmen der vorhandenen Möglich­
keiten Einkaufsgenehmigungen erteilen.

§ 4
(1) Textilwaren der Erzeugnisgruppen 32 und 33 der 

Schlüsselliste zum Volkswirtschaftsplan 1962 dürfen, 
soweit der Kauf nicht durch den Beschluß überhaupt 
untersagt ist, nur bis zu einem Gesamtbetrag von 
200 DM je Monat aus dem Bevölkerungskontingent ein­
gekauft werden. Einkäufe über 200 DM sind bei den 
zuständigen Versorgungskontoren Industrietextilien zu 
tätigen.

(2) Bei Konfektionserzeugnissen der Gruppe 33 der 
Schlüsselliste zum Volkswirtschaftsplan kann der Rat 
des Kreises, Abteilung Handel und Versorgung, soweit 
es zur Aufrechterhaltung des Spielbetriebes der Bühnen, 
des Rundfunks und Fernsehens und zur Sicherung der 
Leistungen der Einrichtungen und Betriebe auf dem 
Gebiet der Kultur notwendig ist, den Bezug im Groß­
oder Einzelhandel über den Betrag von 200 DM je Mo­
nat hinaus genehmigen.

§ 5
Papierwaren und Büroartikel dürfen durch gesell­

schaftliche Bedarfsträger bis zu einem Gesamtbetrag 
von 25 DM je Monat vom Einzelhandel bezogen werden.

§ 6
(1) Der Bezug von Sportgeräten und Sportmaterialien 

durch gesellschaftliche Bedarfsträger und alle Sport­
organisationen im Einzelhandel ist nicht gestattet.

(2) Diese Bedarfsträger beziehen Sportgeräte und 
Sportmaterialien gemäß Anlage beim örtlich zuständi­
gen Großhandel zum Großhandelsabgabepreis bzw. im 
Direktbezug. Bei Erstausstattung von Sportanlagen 
(Neubauten) können alle Sportgeräte und Sportmate­
rialien vom zuständigen Großhandel zum Großhandels­
abgabepreis oder im Direktbezug bezogen werden.

(3) Die gesellschaftlichen Bedarfsträger sind zwecks 
einer bedarfsgerechten Produktion von Sportgeräten 
und Sportmaterialien verpflichtet, der zuständigen 
Großhandelsgesellschaft Möbel und Kulturwaren ent­
sprechend der Perspektivplanung Bedarfsanforderun­
gen für das nächste Planjahr in Form von vorbereiten­
den Verträgen bis zum 30. Juni des laufenden Jahres 
zu übergeben. Soweit in Übereinstimmung mit der 
Großhandelsgesellschaft Direktbezug vorgesehen ist, 
haben die gesellschaftlichen Bedarfsträger zum gleichen 
Zeitpunkt Bedarfsaniorderungen dem betreffenden Her­
steller vorzulegen und die zuständige .Großhandcls- 
gesell.schaft davon zu ‘unterrichten.

(4) Im übrigen gelten für den Bezug von Sportgeräten 
und Sportmaterialien die Bestimmungen der Anord­
nung vom 4. April 1961 über die Verteilung, den Bezug 
und die Lieferung von Musikinstrumenten, Kultur- 
waren und Spiel waren (GBl. Ill S. 148).

§ 7
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig Einkäufe oder Ver­

käufe entgegen den Bestimmungen dieser Anordnung 
durchführt oder durchführen läßt, kann mit einer Ord­
nungsstrafe bis zu 500 DM bestraft werden.

(2) Zuständig für die Durchführung des Ordnungs­
strafverfahrens ist der Rat des Kreises. Abteilung Han­
del und Versorgung.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
und der Erlaß des Ordnungsstrafbescheides richten 
sich nach der Verordnung vom 3. Februar 1955 über 
die Festsetzung von Ordnungsstrafen und die Durch­
führung des Ordnungsstrafverfahrens (GBl. I S. 128).

§ 8
(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. die Anordnung vom 30. November 1957 über die 

Einschränkung der Beschaffung von beweglichen 
Anlagegegenständen durch die Organe der staat­
lichen Verwaltung, staatlichen Einrichtungen und 
Betriebe der volkseigenen Wirtschaft (GBl. I S. 624),

2. die Anordnung Nr. 2 vom 10. September 1958 über 
die Einschränkung der Beschaffung von beweg­
lichen Anlagcgegenständcn durch die Organe der 
staatlichen Verwaltung, staatlichen Einrichtungen 
und Betriebe der volkseigenen Wirtschaft (GBl. I 
S. 698),

3. die Anordnung vom 24. Juni 1958 über den Bezug 
von Waren des Bevölkerungsbedarfs durch Be­
darfsträger außerhalb der individuellen Konsum­
tion (GBl. II S. 154),

4. die Anordnung Nr. 2 vom 4. Mai 1960 über den 
Bezug von Waren des Bevölkerungsbedarfs durch 
Bedarfsträger außerhalb der individuellen Kon­
sumtion (GBl. II S. 190).

Berlin, den 28. April 1962

Der Minister für Handel und Versorgung 
M e r k e l


